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Richtlinie fiir die Gewahrung von Zuwendungen zur Unterstltzung pflegender Angehoriger

1. FORDERUNGSZWECK/PERSONENKREIS

1.1. Forderungszweck
1.1.1. Ersatzpflege

Zuwendungen aus dem Unterstlitzungsfonds flir Menschen mit Behinderung kénnen nach
Maligabe der fiir diesen Zweck zur Verfigung stehenden Mittel bei Vorliegen einer sozialen
Harte an jemanden gewahrt werden, der

= als naher Angehdoriger/nahe Angehorige eine pflegebediirftige Person, der zumindest
ein Pflegegeld der Stufe 3 nach dem Bundespflegegeldgesetz geblihrt oder

= eine nachweislich demenziell erkrankte pflegebedirftige Person, der zumindest ein
Pflegegeld der Stufe 1 nach dem Bundespflegegeldgesetz geblihrt oder

= eine pflegebediirftige minderjahrige Person, der zumindest ein Pflegegeld der Stufe 1
nach dem Bundespflegegeldgesetz gebiihrt,

seit mindestens einem Jahr Giberwiegend pflegt und an der Erbringung der Pflege wegen
Krankheit, Urlaub oder aus sonstigen wichtigen Griinden verhindert ist.

Mit dieser Zuwendung soll die Moglichkeit verbessert werden, im Fall der Verhinderung der
Hauptpflegeperson vermehrt professionelle oder private Ersatzpflege in Anspruch nehmen zu
kénnen, womit ein Beitrag zur Entlastung der Hauptpflegeperson geleistet werden soll.

1.1.2. Kurse zur Wissensvermittlung im Bereich Pflege und Betreuung (im Folgenden:
,Pflegekurse”)

Zuwendungen aus dem Unterstlitzungsfonds fiir Menschen mit Behinderung kénnen nach
Malgabe der fiir diesen Zweck zur Verfligung stehenden Mittel bei Vorliegen einer sozialen
Harte an nahe Angehdrige einer Person mit Anspruch auf Pflegegeld ab der Stufe 1 nach dem
Bundespflegegeldgesetz gewdhrt werden, die an einem oder mehreren Kursen zur
Wissensvermittlung im Bereich Pflege und Betreuung teilnehmen.

Mit dieser Zuwendung soll die Moglichkeit der Inanspruchnahme von Pflegekursen
einschlielRlich Schulungen oder fachlicher Anleitung zuhause durch nahe Angehdrige von
pflegebedirftigen Personen verbessert werden, womit die hausliche Pflege erleichtert und
zur Pravention gegen physische und psychische Uberlastungen beigetragen werden soll. Die
Zuwendung kann auch fir online zu absolvierende Pflegekurse gewahrt werden.
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1.2. Personenkreis
Zuwendungen konnen folgende nahe Angehdrige erhalten:

= Verwandte in gerader Linie,

* Ehegatte/Ehegattin,

» Lebensgefahrte/Lebensgefahrtin,

= Eingetragener Partner/Eingetragene Partnerin,
=  Wahl-, Stief- und Pflegekinder,

= Geschwister,

= Schwager und Schwagerinnen,

= Schwiegerkinder und Schwiegereltern,

= Nichten und Neffen.
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2. ALLGEMEINE VORAUSSETZUNGEN

2.1. Eine Zuwendung ist nur dann zuldssig, wenn die

= Sparsamkeit,
= ZweckmaBigkeit und
= Wirtschaftlichkeit

des Einsatzes der Fondsmittel gewahrleistet sind.
2.2. Ansuchen sind nach Méglichkeit in zeitlicher Nahe zur Verhinderung einzubringen.

2.3. Auf die Gewahrung von Zuwendungen aus Mitteln des Unterstiitzungsfonds fir
Menschen mit Behinderung besteht kein Rechtsanspruch.

2.4. Beider Bemessung der Zuwendung kdnnen nur nachgewiesene

= zur Sicherung der erforderlichen Pflege im Sinne des Bundespflegegeldgesetzes, der
Einstufungsverordnung zum Bundespflegegeldgesetz (BPGG) und der Kinder-
Einstufungsverordnung zum BPGG notwendige,

= den tatsachlichen Erfordernissen entsprechende und

"  preisangemessene

Kosten fir tatsachlich in Anspruch genommene professionelle oder private Ersatzpflege
berlicksichtigt werden.

2.5. Die Auszahlung einer Zuwendung ist nur insoweit und nicht eher vorzunehmen, als sie
zur Vornahme falliger Zahlungen benétigt wird. In besonders berlicksichtigungswiirdigen
Fallen konnen Vorschiisse gewahrt werden.

2.6. Die Zuwendungen sind als einmalige Geldleistung zu gewahren. Mehrmalige
Zuwendungen sind nach MaBgabe der Bestimmung des Punktes 5.1.1. — den besonderen
Verhaltnissen des Einzelfalles angepasst — moglich. Der Bezug von Dauerleistungen ist jedoch
ausgeschlossen.

2.7. Der Zuwendungswerber/Die Zuwendungswerberin hat das Sozialministeriumservice
zu ermachtigen, die fur die Erledigung seines/ihres Ansuchens unerldsslichen Daten
einzuholen bzw. zu priifen.

2.8. Weiters hat er/sie sich zu verpflichten, die Zuwendung zuriickzuzahlen, wenn

= er/sie wesentliche Umstande verschwiegen oder unwahre Angaben gemacht hat,
= die erforderliche Ersatzpflege nicht oder durch sein/ihr Verschulden nicht rechtzeitig
durchgefiihrt wird,
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= die Zuwendung widmungswidrig verwendet wurde oder Bedingungen durch sein/ihr
Verschulden nicht eingehalten werden,
= er/sie die Uberpriifung der widmungsgemiRen Verwendung vereitelt.

2.9. Der Zuwendungswerber/Die Zuwendungswerberin verpflichtet sich, Organen des
Sozialministeriums bzw. des Sozialministeriumservice jederzeit die Uberpriifung der
widmungsgemaRen Verwendung der gewdhrten Zuwendung durch Einsicht in alle relevanten
Unterlagen sowie durch Besichtigung an Ort und Stelle zu ermoglichen.

2.10. Die allgemeinen Voraussetzungen finden auf Zuwendungen im Sinne des Punktes
1.1.2. mit der MaRgabe sinngemall Anwendung, dass

= Ansuchen nach Moglichkeit in zeitlicher Nahe zur Absolvierung des Pflegekurses
einzubringen sind und

= nur aufgrund professioneller Pflegekurse entstandene Kosten zu ersetzen sind.
Professionell im Sinne dieser Richtlinien sind Pflegekurse von Personen, die gemaf den
Bestimmungen des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes (GuKG), BGBI. |
Nr. 108/1997, liber die berufsrechtliche Befugnis zur Erbringung von Pflegetatigkeiten
verflgen.
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3. BESONDERE VORAUSSETZUNGEN

3.1. Einesoziale Harte liegt jedenfalls dann vor, wenn die Verwirklichung der erforderlichen
ErsatzpflegemaBnahme die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Hauptpflegeperson im
Sinne des Punktes 1.1.1. (ibersteigt.

Das ist im Allgemeinen der Fall, wenn das monatliche Netto-Gesamteinkommen des
Zuwendungswerbers/der Zuwendungswerberin einen Betrag von

= € 2.000,- bei Pflege einer Person mit Anspruch auf ein Pflegegeld der Stufe 1, 2, 3, 4
oder 5,

= £€2.500,- bei Pflege einer Person mit Anspruch auf ein Pflegegeld der Stufe 6 oder Stufe
7

nicht (bersteigt. Diese Einkommensgrenzen erhohen sich je unterhaltsberechtigten
Angehorigen/unterhaltsberechtigte Angehorige um € 400,-, bei einem/einer behinderten
unterhaltsberechtigten Angehdrigen um € 600,-.

3.2. Als Einkommen ist grundsatzlich jede regelmaRig zuflieBende Geldleistung anzusehen.
Zum anrechenbaren Einkommen zdhlen jedoch nicht:

= Geldleistungen wegen Pflegebediirftigkeit oder Behinderung,

= Sonderzahlungen,

= Versehrtenrenten und vergleichbare Leistungen,

= Familienbeihilfen,

=  Kinderbetreuungsgeld,

= Schiler- und Studienbeihilfen,

=  Wohnbeihilfen sowie

= Leistungen nach den Mindestsicherungsgesetzen oder vergleichbare Leistungen.

3.3. Voraussetzung fir die Zuwendungsberechtigung der Hauptpflegeperson ist die
Erbringung des Uberwiegenden Teiles der Pflege liber einen Zeitraum von mindestens einem
Jahr.

3.4. Die Hauptpflegeperson muss an der Erbringung der Pflege wegen Krankheit, Urlaub
oder aus sonstigen wichtigen Griinden verhindert sein. Verbringen die Hauptpflegeperson und
die pflegebediirftige Person einen der Erholung oder der Rehabilitation dienenden Aufenthalt
gemeinsam, kann eine Zuwendung nur dann gewahrt werden, wenn ein Nachweis liber die im
Zusammenhang mit der Erbringung einer professionellen Ersatzpflege angefallenen Kosten
erbracht wird.
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Als sonstige wichtige Hinderungsgriinde sind insbesondere

= familiare Erfordernisse,
= SchulungsmaRnahmen oder
= dienstliche Verpflichtungen

anzuerkennen.

3.4.1. Als SchulungsmalBnahmen werden vor allem Ausbildungen in Betracht kommen, die
die Pflegeleistung erleichtern oder deren Erbringung verbessern, darunter fallen auch
Pflegekurse im Sinne des Punktes 1.1.2. Denkbar sind auch MaRnahmen, die zur Starkung der
psychischen Verfassung der pflegenden Angehdérigen dienen.

3.4.2. Die Ausbildung/Schulung muss von der Hauptpflegeperson selbst absolviert werden
und kann nur fir einen Zeitraum von hochstens vier Wochen pro Jahr in Anspruch genommen
werden (siehe Punkt 5.1.1.). Eine Zuwendung kann auch dann gewdhrt werden, wenn die
pflegebedirftige Person die Hauptpflegeperson zur Schulungsveranstaltung begleitet.

3.4.3. Zu den Ausbildungs- oder SchulungsmaBnahmen koénnen insbesondere von
gemeinnitzigen Vereinen angebotene Kurse fiir pflegende Angehorige gezahlt werden.

3.5. Die besonderen Voraussetzungen finden auf Zuwendungen im Sinne des Punktes 1.1.2.
mit Ausnahme von Punkt 3.2. und Punkt 3.1. letzter Satz keine Anwendung. Punkt 3.4.3. ist
auf Zuwendungen gemall Punkt 1.1.2. sinngemall anzuwenden. Die Zuwendung kann nur
gewdhrt werden, wenn das Netto-Gesamteinkommen des Zuwendungswerbers/der
Zuwendungswerberin den Betrag von monatlich € 2.000,- nicht tbersteigt.
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4. VERFAHREN

4.1. Die Ansuchen auf Gewdhrung von Zuwendungen sind unter Anschluss der
erforderlichen Unterlagen beim Sozialministeriumservice einzubringen.

4.2. Erforderliche Unterlagen
4.2.1. Ersatzpflege gemald Punkt 1.1.1.
Dem Ansuchen sind insbesondere anzuschlieRen:

= gegebenenfalls ein Nachweis (iber das Vorliegen einer demenziellen Erkrankung;
= ein Nachweis Uber die angefallenen Kosten sowie eine Bestatigung dariber, dass
der Zuwendungswerber/die Zuwendungswerberin im Sinne von Punkt 1.1.1. diese
Kosten beglichen hat;
= beilnanspruchnahme von privater Hilfe eine Bestatigung dariber, dass fir die Zeit
der Verhinderung des Zuwendungswerbers/der Zuwendungswerberin die Pflege
der pflegebediirftigen Person Glbernommen wurde;
=  Einkommensnachweise im Sinne von Punkt 3.1.;
= eine Erklarung des Zuwendungswerbers/der Zuwendungswerberin, dass er/sie
= die Hauptpflegeperson ist,
= die Pflege seit mindestens einem Jahr im Sinne des Punktes 3.3.
durchgefiihrt hat,
= an der Erbringung der Pflege im Sinne des Punktes 3.4. verhindert ist; auf
Verlangen des Sozialministeriumservice ist der Zuwendungswerber/die
Zuwendungswerberin verpflichtet, geeignete Nachweise liber den Grund
und die Dauer der Verhinderung an der Pflege vorzulegen.

4.2.2. Pflegekurse gemald Punkt 1.1.2.
Dem Ansuchen sind insbesondere anzuschlieRen:

= geeignete Nachweise Uber die Absolvierung eines Pflegekurses,

= eine Rechnung des professionellen Pflegekurses oder ein gleichzuhaltender
Nachweis Uber die angefallenen Kosten; aus der Rechnung bzw. dem Nachweis
muss die Dauer des Pflegekurses ersichtlich sein.

= Einkommensnachweise im Sinne von Punkt 3.5.

4.3. Mit der Durchfilhrung des Ermittlungsverfahrens sowie mit der Uberpriifung der
widmungsgemalien Verwendung wird das Sozialministeriumservice betraut.

4.4, Zur Entscheidung Uber Ansuchen auf Gewadhrung eines Zuschusses wird das
Sozialministeriumservice erméachtigt.
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4.5. Auf Ersuchen des Zuwendungswerbers/der Zuwendungswerberin kann jede
Entscheidung des Sozialministeriumservice vom Sozialministerium auf RechtmaRigkeit und
Zweckmaligkeit Gberprift werden.
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5. ENTSCHEIDUNGSRAHMEN

5.1. Ersatzpflege

5.1.1. Forderbar sind nur ErsatzpflegemalBnahmen (Punkt 2.4.) im Ausmal} von zumindest
drei Tagen, hochstens aber vier Wochen pro Kalenderjahr.

5.1.2. Die jahrliche Hochstzuwendung fiir verhinderungsbedingt notwendige Ersatzpflege
betragt bei Pflege einer Person mit Anspruch auf Pflegegeld

= der Stufe 3 €1.200,-
= der Stufe 4 € 1.400,-,
= der Stufe 5 € 1.600,-,
= der Stufe 6 € 2.000,- und
= der Stufe 7 €2.200,-.

Abweichend davon betragt die jahrliche Hoéchstzuwendung fiir verhinderungsbedingt
notwendige Ersatzpflege bei Pflege einer minderjahrigen oder nachweislich demenziell
erkrankten Person mit Anspruch auf Pflegegeld

=  der Stufe 1, 2 oder 3 € 1.500,-,
= der Stufe 4 €1.700,-,
= der Stufe 5 €1.900,-,
= der Stufe 6 € 2.300., und
= der Stufe 7 € 2.500,-.

Bei der Bemessung des Zuwendungsbetrages ist von einer entsprechenden Aliquotierung des
Hochstzuwendungsbetrages auszugehen.

5.2. Pflegekurse

Die jahrliche Hochstzuwendung im Sinne des Punktes 1.1.2. betragt pro pflegebedurftiger
Person € 200,-.

5.3.  Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinien eine besondere Harte, kann das
Sozialministerium eine von diesen Richtlinien abweichende Entscheidung treffen. Das
Eineinhalbfache der Hochstzuwendung darf aber nicht iberschritten werden.
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6. WIRKSAMKEITSBEGINN

6.1. Diese Richtlinien treten mit 1. Janner 2023 in Kraft.

6.2. Diese Richtlinien haben im Sozialministerium und im Sozialministeriumservice zur
Einsichtnahme aufzuliegen.

Seite 11 von 11 sozialministerium.at



	1. FÖRDERUNGSZWECK/PERSONENKREIS 
	2. ALLGEMEINE VORAUSSETZUNGEN 
	3. BESONDERE VORAUSSETZUNGEN 
	4. VERFAHREN 
	5. ENTSCHEIDUNGSRAHMEN 
	6. WIRKSAMKEITSBEGINN 

